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Erlass zur Anwendung des § 3 Abs. 7 und 8 AuslAufnVO

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit  Inkrafttreten der  Änderung  der  Ausländer-  und  Aufnahmeverordnung (im Weiteren:
AuslAufnVO)1 zum  01.  September  2025  auf  Grundlage  der  Änderung  des
Landesaufnahmegesetzes  (im  Weiteren:  LAufnG)2 übernimmt  das  Landesamt  für
Zuwanderung und Flüchtlinge (im Weiteren: LaZuF) in geeigneten Fällen auf Ersuchen der
Ausländerbehörden  (im  weiteren  ABHn)  Schleswig-Holsteins  oder  aufgrund  eigener
Veranlassung die aufenthaltsrechtliche Zuständigkeit für bestimmte Einzelfälle, bei denen
die öffentliche Sicherheit beeinträchtigt ist.

Zur Anwendung der neuen Regelungen gebe ich die folgenden Hinweise und bitte um
Kenntnisnahme und Beachtung.

1 Landesverordnung zur Regelung von Aufgaben und Zuständigkeiten der Ausländerbehörden und bei der 
Aufnahme von ausländischen Flüchtlingen sowie Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern und zur 
Einrichtung und dem Verfahren einer Härtefallkommission vom 27. April 2022, GVOBl. Schl.-H., S. 593.

2 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Aufnahme von Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedlern 
sowie ausländischen Flüchtlingen vom 23.November 1999, GVOBl. Schl.-H., 2025 Nr. 92. 
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1. Hintergrund und Zweck der Regelung

Die  Landesregierung  hat  im  Rahmen  ihres  Maßnahmenpakets  in  den  Bereichen
Sicherheit,  Migration  und  Prävention  vom  17.09.2024  beschlossen,  die
aufenthaltsrechtliche  Zuständigkeit  für  Personen,  die  die  öffentliche  Sicherheit
beeinträchtigen,  beim  LaZuF  zu  zentralisieren.  Es  soll  die  aufenthaltsrechtliche
Sachbearbeitung  einschließlich  der  aufenthaltsbeendenden  Maßnahmen in  die
Zuständigkeit des Landes übergehen. 

Zusätzlich wurde zwischen der Landesregierung und den Kommunalen Landesverbänden
am  06.12.2024  vereinbart,  dass  das  LaZuF  zentral  für  die  Stellung  aller
aufenthaltsrechtlichen Haftanträge zuständig werden soll. 

Die  Zentralisierung  dieser  regelmäßig  rechtlich  und  organisatorisch  anspruchsvollen
Aufgaben beim LaZuF soll  zu einer Erhöhung der öffentlichen Sicherheit durch optimal
vernetzte Zusammenarbeit  der Sicherheits- und Ordnungsbehörden und zur Entlastung
der  kommunalen  Zuwanderungs-/Ausländerbehörden  führen.  Es  sollen  die
bundesrechtlichen Eingriffsbefugnisse durch das spezialisierte Wissen einer Zentralstelle
effektiver genutzt werden, um die aufenthaltsrechtlichen Aufgaben umzusetzen. Zweck der
Zentralisierung  ist  es,  in  den  festgelegten  Fallgruppen  eine  effektive
Aufenthaltsbeendigung im Einzelfall zu erwirken. Zur  Wahrnehmung der neuen Aufgabe
wurde im LaZuF das Dezernat 34 errichtet.

Gleichzeitig  mit  der  Zentralisierung  beim  LaZuF  ist  zum  01.09.2025  das  Amtsgericht
Neumünster  u.a.  für  die  Entscheidung  über  Erstanträge  auf  Anordnung  der
Freiheitsentziehung auf Grundlage des Aufenthaltsgesetzes (im Weiteren: AufenthG), des
Asylgesetzes (im Weiteren: AsylG) oder der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 in Schleswig
Holstein zentral zuständig geworden. Das Ministerium für Justiz und Gesundheit hat für
die Umsetzung § 16a JZVO3 entsprechend geändert.

Da Gegenstand des Zuständigkeitsübergangs die aufenthaltsrechtliche Zuständigkeit gem.
§  71  Abs.  1  S.  1  AufenthG  ist,  werden  andere  Zuständigkeiten  –  etwa  solche  als
Leistungsbehörde oder als Unterbringungsbehörde – nicht berührt. Zusätzlich bleibt die
Verbandszuständigkeitszuweisung  unberührt.  Wechselt  die  Verbandszuständigkeit  einer
Ausländerin  oder  einer  Ausländers  in  ein  anderes Bundesland,  endet  unabhängig  von
einer  abweichenden  Zuständigkeit  aufgrund  der  AuslAufnVO  die  Zuständigkeit  der
schleswig-holsteinischen ABH.

3 Änderungsverordnung vom 30. Juli 2025GVOBl. Schl.-H., 2025 Nr. 125
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2. Regelungsinhalt – Überblick über die abstrakten Voraussetzungen

Die Neufassung von § 3 Abs.  7 und 8 AuslAufnVO enthält  jeweils Fallgruppen,  deren
Bearbeitung  aufgrund  der  Notwendigkeit  der  Beantragung  der  Anordnung  einer
Freiheitsentziehung (Abs. 7) oder aufgrund besonderen öffentlichen Interesses (Abs. 8) an
das LaZuF übergehen soll. Es handelt sich grundsätzlich um voneinander unabhängige
Aufgaben, deren vorderstes Ziel die Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit ist.

Die  Beantragung  der  Anordnung  einer  Freiheitsentziehung  (Abs.  7)  soll  nur  in
Ausnahmefällen  nicht  durch  das  LaZuF  erfolgen.  Hierdurch  wird  auch  dem  Umstand
Rechnung getragen, dass in Fällen der Freiheitsentziehung die beteiligten Behörden das
Verfahren  in  jedem  Stadium  ohne  vermeidbare  Verzögerungen  mit  größtmöglicher
Beschleunigung zu betreiben haben (=Beschleunigungsgebot4). Zudem dient dies der
gleichmäßigen  Rechtsanwendung  und  der  Etablierung  spezifischen  Fachwissens.
Schließlich wird Unstimmigkeiten über die Zuständigkeit vorgebeugt.

Die Übernahme der Zuständigkeit in Fällen des besonderen öffentlichen Interesses (Abs.
8) erfolgt im pflichtgemäßen Ermessen des LaZuF. Maßgeblicher Gesichtspunkt für die
Ermessensausübung ist die Erreichung des Zweckes der Zentralisierung. Eine effektivere
Bearbeitung des LaZuF kann regelmäßig nicht erfolgen, wenn die Aufenthaltsbeendigung
der  Ausländerin  oder  des  Ausländers  aufgrund  von  Umständen,  die  außerhalb  des
Einflussbereiches deutscher Behörden liegen, nicht vollzogen werden kann. Auch kann die
effektivere Bearbeitung des LaZuF nicht  erfolgen,  wenn im Vergleich der behördlichen
Kapazitäten die Bearbeitung beim LaZuF nicht zügiger erfolgen kann.

Die Entscheidung, ob die Voraussetzungen der Abs. 7 und 8 vorliegen, trifft das LaZuF.

2.1.  Voraussetzungen  des  Zuständigkeitsübergangs  nach  Abs.  7  für  die
Beantragung von Freiheitsentziehung

Der Zuständigkeitsübergang nach § 3 Abs. 7 AuslAufnVO setzt das Vorliegen einer von
drei  Fallgruppen  sowie  die  Erklärung  des  LaZuF  voraus,  die  Zuständigkeit  zu
übernehmen.  Maßgeblicher  Zeitpunkt  für  den  Zuständigkeitswechsel  ist  daher  die
Übersendung der Erklärung der Übernahme der Zuständigkeit durch das LaZuF an die
zuvor zuständige ABH. Die Kenntnisnahme der Erklärung durch Mitarbeitende der bisher
zuständigen ABH ist nicht erforderlich. Die Erklärung der Übernahme der Zuständigkeit
nach Abs. 7 durch das LaZuF ist eine gebundene Entscheidung. Sie erfolgt, wenn eine
der Voraussetzungen des § 3 Abs. 7 S. 1 Nr. 1 – 3 AuslAufnVO vorliegt und Gründe der
öffentlichen Sicherheit nicht entgegenstehen. 

4 Art. 2 Abs. 2 S. 2, 104 Abs. 2 S. 3 GG, vgl. § 62 Abs. 1 S. 2 AufenthG; BVerfG Beschl. v. 17.01.2013 – 2 
BvR 2098/12 – juris Rn. 41; BGH Beschl. v. 22.3.2022 – XIII ZB 17/20 – juris Rn. 18
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Das LaZuF erklärt die Zuständigkeitsübernahme gem. § 3 Abs. 7 S. 1 Nr. 1 AuslAufnVO ,
wenn  die  zuvor  zuständige  ABH  darum  ersucht,  einen  Antrag  auf  Anordnung  der
Freiheitsentziehung  zu  stellen.  Ein  Ersuchen  der  ABH  erfolgt  nicht,  wenn  die
Voraussetzungen  der  Anordnung  der  Freiheitsentziehung  erkennbar  nicht  vorliegen.
Liegen die Voraussetzungen der Beantragungen einer Freiheitsentziehung vor, sieht die
ABH vom Ersuchen der Zuständigkeitsübergabe nur ab, wenn sie die Freiheitsentziehung
im Einzelfall effektiver und mit zumindest gleicher Erfolgsaussicht, unabhängig von der
Antragsart, beantragen kann. 

Das LaZuF erklärt die Zuständigkeitsübernahme gem. § 3 Abs. 7 S. 1 Nr. 2 AuslAufnVO,
wenn  die  zuständige  ABH  eine  Ausländerin  oder  einen  Ausländer  zur  Festnahme
ausgeschrieben  hat  und  und  diese  oder  dieser  aufgegriffen  wurde.  Die  aufgreifende
Behörde soll  sich zur beschleunigten Erwirkung der Zuständigkeitserklärung unmittelbar
an das LaZuF wenden. 

Ferner  erklärt  das  LaZuF  gem.  §  3  Abs.  7  S.  1  Nr.  3  AuslAufnVO  die
Zuständigkeitsübernahme,  wenn  Gefahr  im  Verzug  für  die  Entscheidung  über  die
Beantragung der Anordnung einer Freiheitsentziehung besteht. 

Hierunter fallen Ausländerinnen und Ausländer, bei denen keine Festnahmeausschreibung
durch  eine  ABH besteht,  aber  aufgrund  der  konkreten  Umstände  zum Zeitpunkt  des
Antreffens  davon  auszugehen  ist,  dass  Voraussetzungen  einer  Freiheitsentziehung
vorliegen. Gefahr im Verzug besteht, wenn die vorherige Beteiligung der zuständigen ABH
und die Bitte der Zuständigkeitsübernahme an das LaZuF gem. § 3 Abs. 7 S.  1 Nr. 1
AuslAufnVO den Erfolg der Maßnahme gefährden würden. 

Dies ist der Fall, wenn zum Zeitpunkt des Antreffens der Ausländerin oder des Ausländers
die zuständige ABH nicht erreicht werden kann und eine sofortige Entscheidung über die
Anordnung des vorläufigen Behördengewahrsams gem. §§ 2 Abs. 14 S. 3, 62 Abs. 5, 62b
Abs.  4  AufenthG  erforderlich  ist.  Die  sofortige  Entscheidung  ist  erforderlich,  wenn
tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass Haft zur Sicherung der Abschiebung oder
Überstellung anzuordnen ist. 

Es  muss  zumindest  davon  auszugehen  sein,  dass  eine  erlassene
Abschiebungsandrohung bereits vollstreckbar ist, eine Abschiebungsandrohung nach § 59
Abs. 1 S. 3 AufenthG entbehrlich ist, eine Abschiebungsandrohung ohne Gewährung einer
Frist  zur  freiwilligen  Ausreise  i.S.d.  §  59  Abs.  1  S.  2  AufenthG  oder  eine
Abschiebungsanordnung  erlassen  ist  oder  kurzfristig  erlassen  werden  kann  und
Haftgründe  (z.B.  Fluchtgefahr)  vorliegen.  Die  aufgreifende  Behörde  soll  sich  zur
beschleunigten  Erwirkung  der  Zuständigkeitserklärung  unmittelbar  an  das  LaZuF
(Dezernat 34) wenden.

Die  Zuständigkeiten der Bundes- und Landespolizei - insbesondere gem. § 71 Abs. 5
AufenthG – bleiben unberührt.
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2.2.  Voraussetzungen des Zuständigkeitsübergangs nach Abs.  8   aufgrund
besonderen öffentlichen Interesses

Der  Zuständigkeitsübergang  nach  §  3  Abs.  8  AuslAufnVO  setzt  das  Vorliegen  eines
besonderen öffentlichen Interesses, das Benehmen mit der zuständigen ABH sowie die
Erklärung des LaZuF voraus, die Zuständigkeit zu übernehmen. Maßgeblicher Zeitpunkt
für  den Zuständigkeitswechsel  ist  die  Übersendung der  Erklärung der  Übernahme der
Zuständigkeit  durch das LaZuF an die zuvor  zuständige ABH. Die Kenntnisnahme der
Erklärung  durch  Mitarbeitende  der  bisher  zuständigen  ABH  ist  nicht  erforderlich.  Die
Erklärung  der  Übernahme  der  Zuständigkeit  nach  Abs.  8  durch  das  LaZuF  ist  eine
Ermessensentscheidung.

Ein besonderes öffentliches Interesse an einem Zuständigkeitsübergang liegt gem. § 3
Abs. 8 S. 2 Nr. 1 AuslAufnVO insbesondere vor, wenn eine Ausländerin oder ein Ausländer
sich  auf  richterliche  Anordnung  in  Haft  oder  in  sonstigem  öffentlichen  Gewahrsam
befindet. Zusätzlich liegt ein besonderes öffentliches Interesse gem. § 3 Abs. 8 S. 2 Nr. 2
AuslAufnVO insbesondere vor, wenn eine Ausländerin oder  ein Ausländer im Verdacht
steht, einen in § 54 Abs. 1 Nr. 1a AufenthG genannten Straftatbestand erfüllt zu haben.
Maßgeblich  ist  der  jeweilige  Tatbestand (Straftaten  gegen  das  Leben,  gegen  die
körperliche Unversehrtheit, gegen die sexuelle Selbstbestimmung nach den §§ 174, 176
bis 178, 180a, 181a, 182, 184b, 184c oder 184e, gegen das Eigentum sofern das Gesetz
für die Straftat  eine im Mindestmaß erhöhte Freiheitsstrafe vorsieht oder die Straftaten
serienmäßig begangen wurden,  wegen Widerstands  gegen Vollstreckungsbeamte oder
Personen, die Vollstreckungsbeamten gleichstehen nach § 115 des Strafgesetzbuches (im
Weiteren: StGB) oder tätlichen Angriffs gegen Vollstreckungsbeamte oder Personen, die
Vollstreckungsbeamten  gleichstehen nach § 115 StGB, gegen die öffentliche Sicherheit
nach § 125 oder 125a StGB). 

Das  Vorliegen  einer  (rechtskräftigen)  Verurteilung  oder  einer  konkreten
Straferwartung ist für den Zuständigkeitsübergang nicht erforderlich.

In der Regel liegt der Verdacht einer der vorgenannten Straftaten vor, wenn eine Meldung
über die Einleitung eines entsprechenden Ermittlungsverfahrens bei der zuständigen ABH
eingeht.  Ferner  liegt  ein  besonderes  öffentliches  Interesse  an  einem
Zuständigkeitsübergang  gem.  §  3  Abs.  8  S.  2  Nr.  3  AuslAufnVO vor,  wenn bei  einer
Ausländerin oder einem Ausländer tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass ein
Ausweisungsinteresse  im  Sinne  von  §  54  Abs.  1  Nr.  2  bis  5  AufenthG  vorliegt.
Entsprechende Anhaltspunkte ergeben sich insbesondere aus Verdachtsmeldungen von
Polizei-  und  Sicherheitsbehörden.  Für  den  Zuständigkeitsübergang  ist  die  endgültige
Bewertung,  ob  ein  Ausweisungsinteresse  vorliegt,  nicht  erforderlich.  Der  vorherige
Zuständigkeitsübergang  ermöglicht  es  dem LaZuF,  frühzeitig  der  Amtsermittlungspflicht
nachzukommen. Ein besonderes öffentliches Interesse an der Zuständigkeitsübernahme
kann auch in weiteren Fallgestaltungen vorliegen („insbesondere“). Dies betrifft vor allem
Fälle, die im besonderen Fokus der öffentlichen Wahrnehmung stehen.
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Vor der Zuweisungsentscheidung setzt sich das LaZuF gem. § 3 Abs. 8 S. 3 AuslAufnVO
mit der zuständigen ABH ins Benehmen. 

Bei der Ermessensentscheidung, ob die Zuständigkeit übernommen wird, berücksichtigt
das LaZuF zunächst vorrangig die Bedeutung der Sache, die voraussichtliche Komplexität
der aufenthaltsrechtlichen Fallbearbeitung und die den beteiligten Behörden zur Verfügung
stehenden Kapazitäten. 

Je schwerer die von der Ausländerin oder dem Ausländer ausgehende Gefahr für
die  öffentliche  Sicherheit  wiegt  und  je  wahrscheinlicher  die  zeitnahe
Aufenthaltsbeendigung durch Übernahme der Zuständigkeit bewirkt werden kann,
umso höher wiegt das Interesse an der Zuständigkeitsübernahme. 

In  die  Entscheidung  ist  das  Ergebnis  des  Benehmens  mit  der  zuständigen  ABH
einzubeziehen  –  insbesondere  wenn  diese  konkrete  aufenthaltsrechtliche
Bearbeitungspläne selbst  umzusetzen gedenkt  oder  erst  zu einem späteren Zeitpunkt,
zum Beispiel zur Beantragung der Anordnung einer Freiheitsentziehung i.S.d. § 3 Abs. 7
S. 1 Nr. 1 AuslAufnVO, die Übernahme durch das LaZuF wünscht. Die rechtliche oder
tatsächliche  Unmöglichkeit  einer  Abschiebung,  die  nicht  durch  zielgerichtete
aufenthaltsrechtliche  Sachbearbeitung  in  absehbarer  Zeit  überwunden  werden  kann,
spricht  in  der  Regel  gegen  die  Übernahme  der  Zuständigkeit.  Die
Zuständigkeitsübernahme  kann  dennoch  angezeigt  sein,  wenn  trotz  vorliegender
Abschiebungshindernisse  im  konkreten  Einzelfall  komplexe  aufenthaltsrechtliche
Aufgaben  (z.B.  Ausweisungsverfahren)  wahrzunehmen  sind.  In  der  Regel  ist  die
Zuständigkeit durch das LaZuF nicht zu übernehmen, wenn die zuständige ABH erklärt,
die erforderliche Fallbearbeitung ebenso effektiv umsetzen zu können.

3. Verfahren

Zunächst  ist  erforderlich,  dass  ein  Sachverhalt  für  die  Entscheidung  über  die
Zuständigkeitsübernahme nach § 3 Abs. 7 oder 8 AuslAufnVO dem LaZuF angedient wird.
Je nach Fallgruppe kann dies insbesondere durch das LaZuF selbst, die zuständige ABH,
eine Polizeidienststelle oder das MSJFSIG erfolgen. Um die Kapazitäten des LaZuF für
Verfahren, deren Bearbeitung zielgerichtet erfolgen kann, zu sichern, sollen nur Verfahren
an das LaZuF angetragen werden, die im Falle des Abs. 7 erkennbar die Voraussetzungen
erfüllen und im Falle des Abs. 8 Gründe für eine zentralisierte Bearbeitung enthalten.

Sodann  entscheidet  das  LaZuF  über  die  Übernahme  der  Zuständigkeit.  Diese
Entscheidung  muss  regelmäßig  eilig  erfolgen  und  erfordert  daher,  dass  maßgebliche
Informationen unverzüglich zur Verfügung gestellt werden. Die Entscheidung des LaZuF
ist  der  maßgebliche Zeitpunkt  für den Übergang der  Zuständigkeit.  Bei  Ablehnung der
Übernahme müssen die Gründe der zuständige ABH dargelegt werden, um die weitere
eigene Sachbearbeitung zu ermöglichen.
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Wenn die Zuständigkeit des LaZuF endet, ohne dass die Ausländerin oder der Ausländer
ausgereist  ist,  sind  die  Gründe  hierfür  der  zuständig  werdenden  ABH  schriftlich
mitzuteilen.

Der beabsichtigte Zweck der Zentralisierung kann nur dann erreicht werden, wenn das
Verfahren  in  allen  Schritten  effektiv  geführt  wird.  Dies  setzt  neben  dem  digitalen
Datenaustausch zwischen den Behörden eine  ordnungsgemäße Aktenführung5 und
zügige sowie vollständige Datenpflege im AZR (vgl. § 8 Abs. 1 AZRG) voraus.

3.1. Andienung des Sachverhaltes an das LaZuF

Das Ersuchen auf  Übernahme der Beantragung der Freiheitsentziehung gem. § 3 Abs. 7
S. Nr. 1 AuslAufnVO wird mit der Übersendung der antragsbegründenden Unterlagen und
einem Abgabevermerk an das LaZuF (Dezernat 34) gestellt.  Die antragsbegründenden
Unterlagen umfassen in der Regel die gesamte Ausländerakte der Ausländerin oder
des Ausländers. Es ist darauf zu achten, dass auch die Historie aus dem verwendeten
Fachverfahren  und  Schnittstellennachrichten  (z.B.  BZR-Auszug,  BA-Anfragen  bzw.
Mitteilungen,  Meldungen  nach  §  73  Abs.  2  AufenthG-,  EMA-Meldungen)  der  Akte  bei
Übersendung beigefügt werden. Sollte die Bereitstellung der gesamten Ausländerakte im
Eilfall  nicht unverzüglich möglich sein,  sind mit der Bitte der Übernahme zumindest zu
übersenden:  Bescheid  über  die  Rückkehrentscheidung  (z.B.  BAMF-Bescheid,
Ausweisung,  Bescheid  über  die  Ablehnung  der  Erteilung  einer  Aufenthaltserlaubnis)
inklusive  Übersetzungen,  Zustellungsnachweise  und  Entscheidungen  in
Rechtsmittelinstanzen, Hinweise auf das Bestehen des Haftgrundes (z.B. Verurteilungen,
Nachweis über erlassene Auflagen und Verstöße, Polizeiberichte, Zustellungsnachweise
und Verstöße gegen Einreiseverbote) und Identitätsdokumente. 

Die gesamte Ausländerakte ist unverzüglich nachzusenden.

Die Übersendung der Ausländerakte soll elektronisch und in Eilfällen per E-Mail (ggf. mit
Nutzung einer Cloud-Anwendung) an das Funktionspostfach von Dezernat 34 erfolgen.
Die  Übersendung kann  auch  über  das  besondere  Behördenpostfach  oder  über  die
Fachverfahrensschnittstelle erfolgen. Die Abgabebitte enthält eine schriftliche Darstellung
der Fallhistorie und den Hinweis auf die wesentlichen Gründe für die Annahme der ABH,
dass die Anordnung der Freiheitsentziehung zu beantragen ist. Die Abgabebitte ist an das
für  Eilfälle  eingerichtete  Funktionspostfach  des  Dezernat  34  zu  richten.  Aufgrund  der
Eilbedürftigkeit ist zusätzlich telefonisch Kontakt aufzunehmen.

5 Alle entscheidungsrelevanten Unterlagen und Bearbeitungsschritte eines Geschäftsvorfalls sind in der 
Akte zu führen (=Prinzip der Schriftlichkeit) und vollständig, wahrheitsgemäß und nachvollziehbar zu 
dokumentieren. Aktenrelevant sind alle entscheidungserheblichen Informationen unabhängig davon, auf 
welchem Wege sie die Behörde erreichen.
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Im Fall des Ergreifens einer zur Festnahme ausgeschriebenen Ausländerin oder eines zur
Festnahme ausgeschriebenen Ausländers (vgl. § 3 Abs. 7 S. 1 Nr. 2 AuslAufnVO) benötigt
das  Dezernat  34  zur  Beantragung  der  Anordnung  einer  Freiheitsentziehung
unverzüglichen Zugriff auf die Ausländerakte. 

Daher  stellt  die  abgebende  Ausländerbehörde  bereits  zum  Zeitpunkt  der
Festnahmeausschreibung die  vollständige  Ausländerakte  digitalisiert  dem LaZuF
zur Verfügung. 

Bis zum Zuständigkeitsübergang wird die Ausländerakte weiterhin ordnungsgemäß durch
die  ABH  geführt  und  eingehende  Unterlagen  werden  zur  Vervollständigung  an  das
Dezernat 34 übersandt. In jeder Festnahmeausschreibung einer ABH ist stets der nach
Aktenlage bestehende Grund für die Anordnung des vorläufigen Behördengewahrsams
gem. §§ 2 Abs. 14 S. 3; 62 Abs. 5 oder 62b Abs. 4 AufenthG zu verschriftlichen. Dieser hat
die tragenden Sachverhaltsgründe für die Annahme des Vorliegens der Voraussetzungen
einer Freiheitsentziehung zu enthalten. Das LaZuF prüft bereits nach Eingang der Akte, ob
sie im Falle des Ergreifens der ausgeschriebenen Ausländerin oder des ausgeschriebenen
Ausländers  eine  Anordnung  der  Freiheitsentziehung  beantragen  kann.  Wenn  bis  zur
Ergreifung  weitere  Verfahrensschritte  zweckmäßig  ergriffen  werden  können  (z.B.
Bescheidung von Anträgen,  Anordnungen, Auflagen,  Maßnahmen zur  Identitätsklärung,
Einholung ärztlicher Gutachten), regt das LaZuF diese bei der zuständigen ABH an. Wenn
das  LaZuF  zu  der  Einschätzung  gelangt,  dass  im  Falle  des  Ergreifens  der
ausgeschriebenen Ausländerin oder des ausgeschriebenen Ausländers unabhängig von
weiteren Verfahrensschritten keine Haftanordnung erwirkt werden kann, regt das LaZuF
unter  Verschriftlichung  der  tragenden  Gründe  die  Rücknahme  der
Festnahmeausschreibung an. Bei Ergreifen der ausgeschriebenen Ausländerin oder des
ausgeschriebenen  Ausländers  darf  sich  die  ergreifende  Behörde  (insbesondere  die
Polizeidienststelle)  unmittelbar  an  das  Dezernat  34  wenden,  um  eine
Zuständigkeitsentscheidung herbeizuführen. 

Im Falle des § 3 Abs. 7 S. 1 Nr. 3 AuslAufnVO darf sich die Behörde (insbesondere die
Polizeidienststelle), die die Gefahr im Verzug feststellt, ebenfalls unmittelbar an das LaZuF
wenden.  Aufgrund  der  zu  erwartenden  Eilbedürftigkeit  ist  damit  zu  rechnen,  dass
regelmäßig ein Antrag auf Anordnung der Freiheitsentziehung im Wege der einstweiligen
Anordnung ohne Akte erfolgen muss. 

Es wird daher auf die Verpflichtung der ABHn zur ordnungsgemäßen AZR-Führung
gem. § 8 AZRG hingewiesen.

Es ist stets darauf zu achten, dass sämtliche Möglichkeiten, Nachweise im AZR-Portal des
Bundesverwaltungsamtes  zu  hinterlegen,  zu  nutzen  sind.  Dies  umfasst  insbesondere
maßgebliche  Bescheide  inkl.  Übersetzungen  und  Zustellungsnachweise  sowie
Identitätsdokumente.

In  den  Fällen  des  §  3  Abs.  8  AuslAufnVO  darf  die  zuständige  ABH das  LaZuF  um
Übernahme  ersuchen,  wenn  sie  sich  davon  eine  schnellere  Aufenthaltsbeendigung
verspricht.  Dazu  übersendet  die  ABH  dem  LaZuF  die  vollständige  und  geordnete
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digitalisierte Ausländerakte mit einem Abgabevermerk, aus welchem sich der wesentliche
Sachverhalt, die Gründe für die Annahme des Vorliegens eines besonderen öffentlichen
Interesses und ein Hinweis auf die Eilbedürftigkeit ergeben. Ein Ersuchen der ABH zur
Übernahme durch das LaZuF soll unterbleiben, wenn erkennbar Abschiebungshindernisse
vorliegen, die nicht zeitnah ausgeräumt werden können (=  rechtliche oder tatsächliche
Unmöglichkeit der Abschiebung i.S.d. § 60a Abs. 2 S.1 AufenthG). 

Ferner  wird  das  LaZuF  regelmäßig  über  Fälle  zur  Prüfung  der  Übernahme  durch
Aufnahmemitteilungen  der  Justizvollzugsanstalten  (im  Weiteren:  JVA)  aufgrund  §  12
LAufnG i.V.m. § 74 Abs. 2 Nr. 1 AufenthV oder durch das MSJFSIG informiert.

3.2. Entscheidung des LaZuF über die Zuständigkeitsübernahme

Das LaZuF trifft die Entscheidung über die Zuständigkeitsannahme unverzüglich (= ohne
schuldhaftes  Zögern).  Im  Falle  der  Zuständigkeitsentscheidung  gem.  §  3  Abs.  7
AuslAufnVO soll  die Entscheidung und Mitteilung an die abgebende ABH binnen zwei
Stunden ab Eingang der  antragserforderlichen  Unterlagen  erfolgen,  wenn bereits  eine
Festnahme erfolgt ist.

Das Benehmen mit der zuständigen ABH i.S.d. § 3 Abs. 8 S. 3 AuslAufnVO ist erfolgt,
wenn diese selbst den Sachverhalt zur Übernahme an das LaZuF anträgt. Im Rahmen des
Benehmens informiert die ABH das LaZuF insbesondere über noch nicht bestandskräftig
entschiedene  Anträge  der  Ausländerin  oder  des  Ausländers,  sowie  bekannte
Verurteilungen und Abschiebungshindernisse.

Die Erklärung der Übernahme der Zuständigkeit durch das LaZuF erfolgt unverzüglich auf
elektronischem Wege an die abgebende ABH. 

Mit Annahme der Zuständigkeit durch das LaZuF übernimmt das LaZuF sofort die
Eintragung der eigenen Zuständigkeit  in das Ausländerzentralregister gemäß § 8
Abs. 4 AZRG.

Über  die  Entscheidung  informiert  das  LaZuF  zusätzlich  die  Ausländerin  oder  den
Ausländer;  deren  bzw.  dessen  Rechtsanwältin  oder  Rechtsanwalt,  Vormund  und
gesetzliche Betreuerin oder gesetzlichen Betreuer sowie ermittelnde Polizeidienststellen
und im Falle der Inhaftierung unverzüglich die JVA.

Wenn  neue  Unterlagen  bei  der  ehemalig  zuständigen  ABH  eingehen,  sind  diese
unverzüglich auf elektronischem Wege an das LaZuF zu übersenden.Die übersendende
Person  oder  Behörde  wird  über  die  Weiterleitung   verbunden  mit  dem  Hinweis  auf
Zuständigkeitsübernahme des LaZuF unterrichtet.

Wenn das LaZuF die Übernahme der Zuständigkeit ablehnt, werden die tragenden Gründe
für diese Entscheidung in einem Ablehnungsvermerk festgehalten und der zuständigen
ABH  übersandt.  Die  Gründe  sollen  insbesondere  Aufschluss  darüber  geben,  ob  die
Negativentscheidung aufgrund des derzeitigen Verfahrensstandes getroffen wurde, aber
zu  einem  späteren  Verfahrensstand  eine  Übernahme  erfolgen  soll.  Musste  die
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Negativentscheidung  erfolgen,  weil  die  Aktenführung  der  übersandten  Ausländerakten
gravierende  Defizite  aufweist,  die  die  weitere  rechtssichere  Verfahrensführung hindert,
sind  die  Defizite  im  Abgabevermerk  zu  benennen,  um  der  zuständigen  ABH  die
Mangelbeseitigung zu ermöglichen. Über die Ablehnungsentscheidung sind unverzüglich
auch andere Behörden zu informieren, die die Übernahme des Falles angedient haben
(insbesondere Polizeidienststellen und JVAn, die über die Inhaftierung informiert haben).

Zwischenzeitlich  beim  LaZuF  eingehende  Unterlagen  sind  unverzüglich  an  die
zuständige ABH weiterzuleiten.

4. Umfang der Bearbeitung durch das LaZuF

Nach  Übergang  der  Zuständigkeit  ist  das  LaZuF  die  zuständige  ABH und  als  solche
zuständig für sämtliche Aufgaben der zuständigen Ausländerbehörde i.S.d. § 71 Abs. 1 S.1
AufenthG.  Dies  umfasst  unter  anderem  die  AZR-Datenpflege,  die  ordnungsgemäße
Führung der Ausländerakte, die Durchführung von Vorspracheterminen, die Ausstellung
von Bescheinigungen, die Auferlegung von Auflagen, den Erlass von Anordnungen und die
Prüfung einer Arbeitserlaubnis. 

Insbesondere für die Aushändigung einer Duldung kann das LaZuF die ABH am Wohnsitz
der Ausländerin oder des Ausländers um Amtshilfe ersuchen, sofern eine Vorsprache der
Ausländerin oder des Ausländers nicht erforderlich ist.  Das LaZuF entscheidet  auch in
diesen Fällen über den Duldungsgrund, die Duldungsdauer, die Duldungsauflagen bzw.
-bedingungen und etwaige räumliche Beschränkungen. Eine postalische Übersendung ist
per Einschreiben oder Postzustellungsurkunde ebenfalls möglich, zu den Einzelheiten wird
auf  den  Erlass  des  MSJFSIG  über  die  Versendung  von  Statusbescheinigungen  vom
12.06.2023 verwiesen.  Die  Ausländerbehörde  des  Wohnsitzes  kann  ebenfalls  für  die
Zustellung  von  weiteren  Unterlagen  und  die  Kontrolle  von  Auflagen  und  Bedingungen
sowie räumlichen Beschränkungen um Amtshilfe gebeten werden.

5. Beendigung der Zuständigkeit

Die Zuständigkeit des LaZuF in Fällen der Haftbeantragung (§ 3 Abs. 7 AuslAufnVO) endet
bei Eintritt einer der Voraussetzungen des § 3 Abs. 7 S. 2 Nr. 1 bis 5 AuslAufnVO. Nach §
3 Abs. 7 S. 2 Nr. 1 AuslAufnVO endet die Zuständigkeit des LaZuF, wenn es feststellt,
dass  die  Voraussetzungen  einer  behördlichen  oder  gerichtlichen  Anordnung  der
Freiheitsentziehung nicht vorliegen. Die vorherige Übernahmeerklärung nach § 3 Abs. 7 S.
1 AuslAufnVO hindert eine abweichende Feststellung nicht. 

Nach § 3 Abs. 7 S. 2 Nr. 2 AuslAufnVO endet die Zuständigkeit  des LaZuF, wenn der
Antrag  auf  Anordnung  der  Freiheitsentziehung  rechtskräftig  abgelehnt  wurde  und  ein
neuer Antrag nicht unverzüglich gestellt wird. Die Zuständigkeit des LaZuF endet nicht,
wenn ein Haftbefehl erlassen und außer Vollzug gesetzt wurde. Nach Ablehnung eines
Antrages auf Anordnung der Freiheitsentziehung prüft das LaZuF sofort, ob Rechtsmittel



12

erhoben  werden.  Sofern  ein  Antrag  auf  Anordnung  der  Freiheitsentziehung  abgelehnt
wurde und ein erneuter Antrag zweckmäßig innerhalb der Frist des Art. 104 Abs. 2 S. 3
GG gestellt werden kann, wird dieser gestellt. Ein erneuter Antrag ist zweckmäßig, wenn
er Aussicht auf Erfolg hat. 

Nach § 3 Abs. 7 S. 2 Nr. 3 AuslAufnVO endet die Zuständigkeit des LaZuF auch, wenn die
Anordnung von Freiheitsentziehung rechtskräftig aufgehoben wird. 

Ferner endet nach § 3 Abs. 7 S. 2 Nr. 4 AuslAufnVO die Zuständigkeit des LaZuF, wenn
die  Ausländerin  oder  der  Ausländer  aus  der  Freiheitsentziehung  in  den  Zielstaat
abgeschoben oder überstellt wurde oder überwacht ausreist. Die Ausreise ist nur dann
maßgeblich für das Zuständigkeitsende, wenn es sich um eine Ausreise i.S.d. § 50 Abs. 3
AufenthG handelt.

Außerdem endet die Zuständigkeit des LaZuF gem. § 3 Abs. 7 S. 2 Nr. 5 AuslAufnVO,
wenn die Freiheitsentziehung aus anderen Gründen als in Nummer 4 endet und keine
Gründe für eine Beantragung einer erneuten Freiheitsentziehung vorliegen. Im Falle der
nach Abs. 7 übernommenen Zuständigkeit  und Entlassung aus der Freiheitsentziehung
unmittelbar vor einer Abschiebung oder Überstellung, die im weiteren Verlauf scheitert, ist
durch  das  LaZuF  unverzüglich  die  erneute  Beantragung  der  Freiheitsentziehung  zu
prüfen.

Endet die Zuständigkeit des LaZuF gem. § 3 Abs. 7 S. 2 AuslAufnVO, soll eine erneute
Bitte der ABH nach § 3 Abs. 7 S. 1 Nr. 1 AuslAufnVO nicht erfolgen, wenn sich die Sach-
oder  Rechtslage nicht  wesentlich geändert  hat.  Bei  Beendigung der  Zuständigkeit  des
LaZuF  gem.  §  3  Abs.  7  S.  2  AuslAufnVO  kann  das  LaZuF  sich  gleichwohl  die
Zuständigkeit aufgrund § 3 Abs. 8 AuslAufnVO zuweisen. 

Die  Zuständigkeit  des  LaZuF  nach  Zuständigkeitsübernahme  aufgrund  §  3  Abs.  8
AuslAufnVO endet mit der Abschiebung, Überstellung oder Ausreise i.S.d. § 50 Abs. 3
AufenthG.  Des  Weiteren  kann  das  LaZuF  gem.  §  3  Abs.  8  S.  5  AuslAufnVO  die
abweichende Zuweisung der Zuständigkeit für die Zukunft aufheben, wenn ein besonderes
öffentliches  Interesse  i.S.d.  §  3  Abs.  8  S.  1  AuslAufnVO nicht  mehr  besteht.  Dies  ist
insbesondere dann der Fall, wenn nach effektiver Fallbearbeitung eine Abschiebung aus
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen i.S.d. § 60a Abs. 2 S. 1 AufenthG auf absehbare
Zeit unmöglich ist und eine weitere Verfahrensförderung nicht ersichtlich ist.

Mit der Aufhebung der abweichenden Zuständigkeit richtet sich die örtliche Zuständigkeit
wieder nach den allgemeinen Regeln des § 3 Abs. 1 bis 6 AuslAufnVO i.V.m. § 31 LVwG
SH.  Die  nunmehr  zuständige  ABH  muss  also  nicht  diejenige  ABH  sein,  die  den
Sachverhalt zuvor an das LaZuF abgegeben hat. Mit Abgabe der Zuständigkeit ist durch
das  LaZuF  ein  Abgabevermerk  zur  Akte  zu  nehmen,  der  die  wesentlichen
Sachverhaltsgründe der Abgabe und einen Hinweis auf die entsprechende Regelung in §
3 Abs.  7 oder  8 AuslAufnVO enthält.  Zusätzlich  informiert  das LaZuF sofort  die zuvor
informierten Polizeidienststellen und JVAn über den erneuten Zuständigkeitswechsel. Die
Zuständigkeit des LaZuF endet – wenn eine Entscheidung erforderlich ist - mit Eingang
der Zuständigkeitsaufhebungsmeldung bei der sodann zuständigen ABH. Die Regelungen



13

einer  anderen  Verbandszuständigkeit  bleiben  unberührt.  Diese  trägt  sich  sofort  als
zuständige ABH im AZR ein. Die Ausländerakte wird unverzüglich vom LaZuF übermittelt.

6.  Abgrenzung  zwischen  §  3  Abs.  7,  8  AuslAufnVO  sowie  LUK-A
Unterbringung

Eine  Aufnahme  vollziehbar  ausreisepflichtiger  Ausländerinnen  und  Ausländer  in  die
Landesunterkunft  für  Ausreisepflichtige  (im  Weiteren:  LUK-A)  aufgrund  des  LUK-A
Erlasses vom 03.04.2025 kann auch in Fällen des § 3 Abs.  8 AuslAufnVO in Betracht
kommen und ist als vorrangiges Instrument von der zuständigen ABH zu nutzen. Kommt
eine  Aufnahme als LUK-A-Fall zum Beispiel aufgrund der von der Person begangenen
Straftaten nicht in Betracht, prüft das LaZuF den Zuständigkeitsübergang im Rahmen des
§ 3 Abs. 8 AuslAufnVO vor einer Rückgabe an die ABH.  

In Fällen der Aufgabenkollision zwischen den Zuständigkeitsübernahmen nach § 3 Abs. 7
und 8 AuslAufnVO trifft das LaZuF die Entscheidung, welche Aufgabe vorrangig umgesetzt
wird, anhand der hierdurch zu erwartenden Verhütung von Gefahren für die öffentlichen
Sicherheit.

7. Sonstiges

Die  Wahrnehmung  der  neuen  Zuständigkeiten  des  LaZuF  gemäß  §  3  Abs.  7,  8
AuslAufnVO wird durch das MSJFSIG eng begleitet und ausgewertet, um zur Erreichung
des  Verordnungszweckes  Anpassungen  vornehmen  und  den  Ressourcenbedarf  und
-einsatz optimieren zu können, siehe auch Ziffer 7.4.

7.1. Erreichbarkeiten

Das  LaZuF  hat  zur  Kommunikation  und  Unterlagenübersendung  zentrale
Funktionspostfächer  eingerichtet.  Das  LaZuF  stellt  die  zeitgerechte  Sichtung  der
Posteingänge  sicher.  Für  Eilfälle  hat  das  Dezernat  34  einen  Bereitschaftsdienst
eingerichtet. Das LaZuF ist durchgehend telefonisch erreichbar.

Die kommunalen ABHn teilen Dezernat 34 das Funktionspostfach und Kontaktdaten für
die Kommunikation in Eilfällen mit.

7.2. Gerichtliches Verfahren

In Fällen der Ergreifung einer Ausländerin oder eines Ausländers (§ 3 Abs. 7 S. 1 Nr. 2 und
3 AuslAufnVO) ist der Antrag auf Anordnung der Freiheitsentziehung beim zuständigen
Amtsgericht aufgrund des Beschleunigungsgebotes  schnellstmöglich zu stellen, in der
Regel  spätestens  bis  12  Uhr  des  Tages  nach  der  Ergreifung.  Beabsichtigte
Antragsstellungen sind durch das Dezernat 34 telefonisch beim zuständigen Amtsgericht
anzukündigen, um dort notwendige Vorbereitungsmaßnahmen zu ermöglichen.
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7.3. Andere Verfahrensbeteiligte

Über das MIKWS werden die erforderlichen Polizeidienststellen und über das MJG die
JVAn  über  die  zentralisierte  Zuständigkeit  des  Dezernat  34  und  die  Erreichbarkeiten
unterrichtet.

Meldebögen  über  die  Einordnung  einer  Ausländerin  oder  eines  Ausländers  zu  einem
ausländischen Mehrfach- und Intensivtäter können durch Polizeidienststellen zur Prüfung
der Zuständigkeitszuweisung an das LaZuF übergeben werden.

7.4. Arbeitsgruppe „Aufenthaltsrechtliche Behandlung straffälliger Ausländer
und Ausländerinnen“ (AG AsA)

Die Aufgaben der AG AsA gehen auf das Dezernat 34 im LaZuF über. Der Erlass über die
aufenthaltsrechtliche  Behandlung  straffälliger  Ausländer  und  Ausländerinnen  vom  13.
August 2020 wird hiermit aufgehoben. 

7.5. Statistik

Das LaZuF berichtet dem MSJFSIG jeweils bis zum fünften Werktag eines Quartals über
die Anzahl der 

• Übernahme- und Zuweisungsentscheidungen nach § 3 Abs. 7 und 8 AuslAufnVO

• Ablehnungsentscheidungen nach § 3 Abs. 7 und 8 AuslAufnVO

• Übernahmeersuchen der ABHn 

• Aufgriffe  nach  Festnahmeausschreibungen sowie  über  deren  Erledigungen vom
vorherigen Quartal

• aktuell geführten Verfahren nach § 3 Abs. 7 und 8 AuslAufnVO

• zurückübergebenen  Verfahren  unter  Angabe  des  Grundes  der
Zuständigkeitsbeendigung

• Verfahrensbeendigung  durch  Aufenthaltsbeendigung  –  aufgeschlüsselt  nach
freiwilliger Ausreise, Abschiebung und Überstellung

Der erste Bericht des LaZuF soll im Januar 2026 erfolgen.
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7.6. Vorbereitende Maßnahmen der Zentralisierung durch die ABHn

Die ABHn prüfen sämtliche selbst veranlasste aktive Festnahmeausschreibungen darauf,
ob die Voraussetzungen für die Anordnung der Freiheitsentziehung im Falle des Ergreifens
weiterhin  voraussichtlich  vorliegen.  Wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  wird  die
Festnahmeausschreibung  zurückgenommen.  In  den  Fällen,  in  denen  die
Festnahmeausschreibung  Bestand  haben  soll,  übersendet  die  ABH  dem Dezernat  34
digital die vollständige Ausländerakte und prüft ob die Festnahmeausschreibung mit der
Anordnung der vorläufigen Ingewahrsamnahme gem. §§ 2 Abs. 14 S. 3, 62 Abs. 5 oder
62b Abs. 4 AufenthG versehen ist und ergänzt diese wo dies nicht der Fall  ist.  In der
Anordnung der vorläufigen Ingewahrsamnahme wird auf die Zuständigkeitsregelung des §
3 Abs. 7 AuslAufnVO hingewiesen.

Das LaZuF stellt in der internen Organisation sicher, dass die weiteren Dezernate Fälle für
den  Zuständigkeitsübergang  i.S.d.  §  3  Abs.  7  und  8  AuslAufnVO  entsprechend  den
Verfahrensvorgaben unter Ziff. 3.1. dieses Erlasses an das Dezernat 34 zuleiten.

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Katja Ralfs

Allgemeine Datenschutzinformationen:
Der telefonische, schriftliche oder elektronische Kontakt mit dem Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, 
Senioren, Integration und Gleichstellung ist mit der Speicherung und Verarbeitung der von Ihnen ggf. 
mitgeteilten persönlichen Daten verbunden. Rechtsgrundlage hierfür ist Art. 6 Absatz 1 Buchstabe e der 
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) der Europäischen Union.Weitere Informationen erhalten Sie hier:
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesportal/servicemeta/datenschutz/Datenschutzerklaerung/
datenschutzerklaerung_SH.html


